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Qualitätssicherung 

G-BA setzt Mindestmenge für Knie-TEP bis 
zur BSG-Entscheidung aus 

Berlin, 15. September 2011 – Bis zum Vorliegen einer höchstrichter-
lichen Entscheidung durch das Bundessozialgericht (BSG) setzt der 
Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) die Anwendung seiner seit dem 
1. Januar 2006 geltenden Mindestmenge für Kniegelenk-
Totalendoprothesen (Knie-TEP) aus. Einen entsprechenden Beschluss 
fasste der G-BA am Donnerstag in Berlin und reagierte damit auf ein 
Urteil des Landessozialgerichts (LSG) Berlin-Brandenburg vom 17. 
August 2011, das der Klage einer Klinik gegen diese Mindestmenge 
stattgegeben hatte. Zudem entschied der G-BA, beim BSG Revision 
einzulegen. 

„Das noch nicht rechtskräftige Urteil des LSG hat grundsätzliche Be-
deutung für die rechtliche Bewertung von Mindestmengen als Instrument 
der Qualitätssicherung von Krankenhausbehandlungen. Der G-BA hat 
ein fundamentales Interesse an einer höchstrichterlichen Entscheidung 
in diesem Rechtsstreit und geht deshalb in Revision. Wir sind nach wie 
vor davon überzeugt, dass die Entscheidung zur Mindestmenge von 50 
bei der Knie-TEP rechtmäßig ist. Damit jedoch für alle Krankenhäuser 
die Situation bis zum Vorliegen einer BSG-Entscheidung und einer er-
neuten Beschlussfassung des G-BA hierzu klar und einheitlich ist und 
um Planungssicherheit herzustellen, hat sich der G-BA zudem für die 
Aussetzung der Anwendung dieser Mindestmenge entschieden“, sagte 
Dr. Rainer Hess, unparteiischer Vorsitzender des G-BA. 

Laut Gesetz ist der G-BA beauftragt, Maßnahmen der Qualitäts-
sicherung bei zugelassenen Krankenhäusern zu beschließen (§ 137 
SGB V). Dazu gehört auch ein Katalog planbarer Leistungen, bei denen 
die Qualität des Behandlungsergebnisses in besonderem Maße von der 
Menge der erbrachten Leistungen abhängig ist. Für diese Leistungen 
sollen sogenannte Mindestmengen festgelegt werden. Bei der Knie-TEP 
gilt seit 2006, dass diese Operation nur noch in solchen Krankenhäusern 
durchgeführt werden darf, die voraussichtlich 50 dieser Eingriffe pro Jahr 
vorweisen können. 
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der ge-
meinsamen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er 
bestimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der 
medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit 
des G-BA ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patienten-
beteiligungsverordnung nehmen Patientenvertreter und Patientenvertreterinnen an den Be-
ratungen des G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der 
medizinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, 
die medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog 
der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitäts-
managements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 


